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Beschlussvorschlag: 

Der Ortsbeirat nimmt die Sachstandsschilderung zur Kenntnis und befürwortet eine 

direkte Weiterleitung aller bekanntwerdenden Umbauwünsche über die Ortsverwal-

tung an die Abteilung Straßenbetrieb beim Stadtplanungsamt, damit mittelfristig eine 

flächendeckende Verbesserung der Barrierefreiheit im Ortsteil Mainz-Mombach ver-

wirklicht wird. 

 

Problembeschreibung / Begründung: 

 

 

1. Sachverhalt 

Bei den jüngsten Grabungen im Stadtteil Mainz-Mombach handelte es sich nicht um 

Kanalsanierungen sondern um Leitungsverlegungen der Stadtwerke Mainz Netze 

GmbH. 

 

Die im Zuge dieser Grabungen tangierten Bordsteinabsenkungen wurden nicht zu-

rückgebaut, sondern blieben selbstverständlich als barrierefreie Ausführungen erhal-

ten. Es könnte sein, dass im weiteren Umfeld der Grabungen noch Hochbordsteine 

an Fahrbahnkreuzungen existieren, die mittelfristig abgesenkt werden sollten. Sobald 

der Abteilung Straßenbetrieb Hinweise über aktuellen Handlungsbedarf vorliegen, 
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werden diese Stellen in die Prioritätenliste für Borgsteinabsenkungen aufgenommen 

und mittelfristig umgebaut. 

 

Leider gibt es für die barrierefreie Umgestaltung von Fußgängerüberwegen nur einen 

begrenzten Betrag für das gesamte Stadtgebiet, so dass pro Jahr ca. nur drei bis vier 

Bordsteinabsenkungen ausgeführt werden können. 

 

2. Lösung 

Zukünftig wird vom Straßenbetrieb bei großen zusammenhängenden Maßnahmen 

eine Abfrage über wünschenswerte Absenkungen bei dem Behindertenbeirat und 

den Ortsverwaltungen eingeholt. 

 

3. Alternative 

Keine. 

 

4. Analyse und Bewertung geschlechtsspezifischer Folgen 

Keine. 
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